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Art. 20 AEUV [Unionsbürgerschaft]

1. Wortlaut

(1) 1Es wird eine Unionsbürgerschaft eingeführt. Unionsbürger ist, wer die Staatsangehörigkeit
eines Mitgliedstaats besitzt. 2Die Unionsbürgerschaft tritt zur nationalen Staatsbürgerschaft hinzu,
ersetzt sie aber nicht.

(2) 1Die Unionsbürgerinnen und Unionsbürger haben die in den Verträgen vorgesehenen Rechte
und Pflichten. 2Sie haben unter anderem

a) das Recht, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten;

b) in dem Mitgliedstaat, in dem sie ihren Wohnsitz haben, das aktive und passive Wahlrecht bei
den Wahlen zum Europäischen Parlament und bei den Kommunalwahlen, wobei für sie dieselben
Bedingungen gelten wie für die Angehörigen des betreffenden Mitgliedstaats;

c) im Hoheitsgebiet eines Drittlands, in dem der Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit sie
besitzen, nicht vertreten ist, Recht auf Schutz durch die diplomatischen und konsularischen
Behörden eines jeden Mitgliedstaats unter denselben Bedingungen wie Staatsangehörige dieses
Staates;

d) das Recht, Petitionen an das Europäische Parlament zu richten und sich an den Europäischen
Bürgerbeauftragten zu wenden, sowie das Recht, sich in einer der Sprachen der Verträge an die
Organe und die beratenden Einrichtungen der Union zu wenden und eine Antwort in derselben
Sprache zu erhalten.

3Diese Rechte werden unter den Bedingungen und innerhalb der Grenzen ausgeübt, die in den
Verträgen und durch die in Anwendung der Verträge erlassenen Maßnahmen festgelegt sind.

2. Grundlegende Rechtsprechung des EuGH zum
Aufenthaltsrecht nach dieser Norm

2.1 EuGH, Urteil vom 08.03.2011, C-34/09 [Ruiz Zambrano]

Rn. 46:

Aus diesen Gründen hat der Gerichtshof (Große Kammer) für Recht erkannt:

Art. 20 AEUV ist dahin auszulegen, dass er es einem Mitgliedstaat verwehrt, einem
Drittstaatsangehörigen, der seinen minderjährigen Kindern, die Unionsbürger sind,
Unterhalt gewährt, zum einen den Aufenthalt im Wohnsitzmitgliedstaat der Kinder,
dessen Staatsangehörigkeit sie besitzen, zu verweigern und ihm zum anderen eine
Arbeitserlaubnis zu verweigern, da derartige Entscheidungen diesen Kindern den
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tatsächlichen Genuss des Kernbestands der Rechte, die ihnen der Unionsbürgerstatus
verleiht, verwehren würde.

2.2 EuGH, Urteil vom 09.09.2011, C-256/11 [Dereci u.a.]

Rn. 102:

Aus diesen Gründen hat der Gerichtshof (Große Kammer) für Recht erkannt:

1. Das Unionsrecht und insbesondere dessen Bestimmungen über die
Unionsbürgerschaft sind dahin auszulegen, dass sie es einem Mitgliedstaat nicht
verwehren, einem Drittstaatsangehörigen den Aufenthalt in seinem Hoheitsgebiet zu
verweigern, wenn dieser Drittstaatsangehörige dort zusammen mit einem
Familienangehörigen wohnen möchte, der Unionsbürger ist, sich in diesem
Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt, aufhält und nie von seinem Recht
auf Freizügigkeit Gebrauch gemacht hat, sofern eine solche Weigerung nicht dazu führt,
dass dem betreffenden Unionsbürger der tatsächliche Genuss des Kernbestands der
Rechte, die der Unionsbürgerstatus verleiht, verwehrt wird; dies zu prüfen, ist Sache
des vorlegenden Gerichts.

2. Art. 41 Abs. 1 des am 23. November 1970 in Brüssel unterzeichneten und durch die
Verordnung (EWG) Nr. 2760/72 des Rates vom 19. Dezember 1972 im Namen der
Gemeinschaft geschlossenen, gebilligten und bestätigten Zusatzprotokolls ist dahin
auszulegen, dass der Erlass einer Neuregelung, die restriktiver ist als die
Vorgängerregelung, mit der ihrerseits eine frühere Regelung gelockert wurde, die die
Bedingungen für die Ausübung der Niederlassungsfreiheit türkischer Staatsangehöriger
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Zusatzprotokolls im Hoheitsgebiet des fraglichen
Mitgliedstaats betraf, als „neue Beschränkung“ im Sinne dieses Artikels anzusehen ist.

2.3 EuGH, Urteil vom 10.05.2017, C-133/15 [Chavez-Vilchez u.a.]

Rn. 79:

Aus diesen Gründen hat der Gerichtshof (Große Kammer) für Recht erkannt:

1. Art. 20 AEUV ist dahin auszulegen, dass für die Beurteilung der Frage, ob sich ein
Kind, das Bürger der Europäischen Union ist, gezwungen sähe, das Gebiet der Union als
Ganzes zu verlassen, und ihm damit die Möglichkeit genommen würde, den
Kernbestand seiner aus diesem Artikel folgenden Rechte tatsächlich in Anspruch zu
nehmen, wenn seinem Elternteil, der Drittstaatsangehöriger ist, ein Aufenthaltsrecht im
fraglichen Mitgliedstaat verweigert würde, der Umstand, dass der andere Elternteil, der
Unionsbürger ist, wirklich in der Lage und bereit ist, die tägliche und tatsächliche Sorge
für das Kind allein wahrzunehmen, einen Gesichtspunkt von Bedeutung bildet, der aber
allein nicht für die Feststellung genügt, dass zwischen dem Elternteil mit
Drittstaatsangehörigkeit und dem Kind kein Abhängigkeitsverhältnis in der Weise
besteht, dass sich das Kind bei der Verweigerung dieses Aufenthaltsrechts hierzu
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gezwungen sähe. Einer solchen Feststellung muss die Berücksichtigung sämtlicher
Umstände des Einzelfalls im Interesse des Kindeswohls zugrunde liegen, so
insbesondere des Alters des Kindes, seiner körperlichen und emotionalen Entwicklung,
des Grades seiner affektiven Bindung sowohl zu dem Elternteil, der Unionsbürger ist,
als auch zu dem Elternteil mit Drittstaatsangehörigkeit und des Risikos, das mit der
Trennung von Letzterem für das innere Gleichgewicht des Kindes verbunden wäre.

2. Art. 20 AEUV ist dahin auszulegen, dass er es einem Mitgliedstaat nicht verwehrt, das
Recht zum Aufenthalt in seinem Hoheitsgebiet zugunsten eines Drittstaatsangehörigen,
der Elternteil eines minderjährigen Kindes ist, das die Staatsangehörigkeit dieses
Mitgliedstaats besitzt und für das der Drittstaatsangehörige täglich und tatsächlich
sorgt, von der Verpflichtung dieses Drittstaatsangehörigen abhängig zu machen, die
Informationen beizubringen, anhand deren festgestellt werden kann, dass eine
Entscheidung, mit der dem Elternteil mit Drittstaatsangehörigkeit das Aufenthaltsrecht
versagt würde, dem Kind die Möglichkeit nähme, den Kernbestand der aus dem
Unionsbürgerstatus folgenden Rechte tatsächlich in Anspruch zu nehmen, weil sie es
dazu zwänge, das Gebiet der Union als Ganzes zu verlassen. Jedoch haben die
zuständigen Behörden des betreffenden Mitgliedstaats auf der Grundlage der von dem
Drittstaatsangehörigen beigebrachten Informationen die erforderlichen Ermittlungen
anzustellen, um im Licht aller Umstände des Einzelfalls beurteilen zu können, ob eine
Entscheidung, mit der das Aufenthaltsrecht versagt wird, solche Folgen hätte.

3. Grundlegende Rechtsprechung des
Bundesverwaltungsgerichts

3.1 BVerwG, Urteil vom 12.07.2018, 1 C 16.17

Generalprävention kann ein Ausweisungsinteresse begründen

Leitsätze:

1. Generalpräventive Gründe können auch nach dem seit 1. Januar 2016 geltenden
Ausweisungsrecht ein Ausweisungsinteresse im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG begründen.

2. Ein generalpräventives Ausweisungsinteresse muss zum entscheidungserheblichen Zeitpunkt
noch aktuell sein. Das ist nicht der Fall, wenn es durch Zeitablauf so sehr an Bedeutung verloren
hat, dass es bei der Anwendung des § 5 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG nicht mehr herangezogen werden
kann. Für Ausweisungsinteressen, die an strafbares Verhalten anknüpfen, bieten die
strafrechtlichen Verjährungsfristen der §§ 78 ff. StGB einen geeigneten Rahmen zur
Konkretisierung. Bei abgeurteilten Straftaten stellen die Fristen für ein Verwertungsverbot nach §
51 BZRG in jedem Fall die Obergrenze dar.

3. Ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht eigener Art nach Art. 20 AEUV besteht nach der
Rechtsprechung des EuGH dann, wenn ein vom Drittstaatsangehörigen abhängiger Unionsbürger
ohne den gesicherten Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen faktisch gezwungen wäre, das
Unionsgebiet zu verlassen und ihm dadurch der tatsächliche Genuss des Kernbestands seiner
Rechte als Unionsbürger verwehrt wird. Das Aufenthaltsrecht ist zu bescheinigen, wie dies in § 4
Abs. 5 AufenthG für das Bestehen eines assoziationsrechtlichen Aufenthaltsrechts vorgesehen ist.
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4. Anwendungshinweise des BMI

Anwendungshinweise des BMI: „Unionsrechtliches Aufenthaltsrecht sui generis“ vom 07.04.2020 (via
Flüchtlingsrat NRW)
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